
 

Sitzungstitel7 2013.1582 1 

Der Grosse Rat 
des Kantons Bern 

Le Grand Conseil 
du canton de Berne 

 
  

 
 
Mittwoch (Nachmittag), 4. Juni 2014

 
Polizei- und Militärdirektion 
 
67 2013.1582 Motion 339-2013 SP-JUSO-PSA (Marti, Bern) 
Verbesserter Bevölkerungsschutz im Falle einer Havarie im AKW Mühleberg 

  

 
 
 
 
Vorstoss-Nr.: 339-2013 
Vorstossart: Motion 
Richtlinienmotion: ☐ 

Geschäftsnummer: 2013.1582 

Eingereicht am: 28.11.2013 

Fraktionsvorstoss: Ja 
Kommissionsvorstoss: Nein 
Eingereicht von: SP-JUSO-PSA (Marti, Bern) (Sprecher/in) 

 

 

Grüne (Lüthi, Ins) 
 

Weitere Unterschriften: 0 

Dringlichkeit verlangt: Ja 
Dringlichkeit gewährt: Nein 23.01.2014 

RRB-Nr.: 406/2014 vom 26. März 2014 
Direktion: Polizei- und Militärdirektion  
Klassifizierung: Nicht klassifiziert 
Antrag Regierungsrat: Annahme als Postulat 

Verbesserter Bevölkerungsschutz im Falle einer Havarie im AKW Mühleberg 
 
Der Regierungsrat wird beauftragt, die Vorkehrungen für den Bevölkerungsschutz im Falle einer 
Havarie im AKW Mühleberg schnellstmöglich auf den neuesten Stand zu bringen und dem Grossen 
Rat die Umsetzungsplanung vorzulegen. Diese hat den neuen Vorgaben des Bundes zu entspre-
chen (werden auf Ende 2013 erwartet) und soll unter anderem die folgenden Fragen beantworten: 
1. Wie erfolgt die Evakuation (Zeitraum und Evakuationsachsen) der betroffenen Bevölkerung im 

20-km-Rayon sowie in weitergehenden Gebieten, die aufgrund der Windverhältnisse gefährdet 
sind? 

2. Welcher Teil der Bevölkerung kann nicht evakuiert werden? 
3. Wie ist der Zeithorizont, in dem wirksame Massnahmen ergriffen werden können für den Teil der 

Bevölkerung im 20-km-Umkreis, der nicht sofort evakuiert werden kann? 
4. Wie lautet das Massnahmenpaket inklusive Örtlichkeiten, die für diesen Teil der Bevölkerung 

bereitgestellt sind oder bereitgestellt werden sollen (Unterkünfte, Nothilfestellen, medizinisches 
Personal, Medikamente, Schutzkleidung)? 

5. Welche medizinischen Massnahmen und Strahlendekontaminationen sind im 20-km-Rayon so-
wie im 30-km-Rayon vorgesehen? In welchem Umfang und Zeitraum und an welchen Örtlichkei-
ten können diese erfolgen? 

6. Wie wird die ambulante Dekontamination definiert und organisiert (Zusammensetzung Fach-
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teams, Orte, Ausrüstung, Personalressourcen, Zeithorizont)? 
Begründung: 
Am 30. Juni 2013 legte der Regierungsrat den Bericht «Medizinische Vorkehrungen bei einer AKW-
Havarie Mühleberg» vor. Der Bericht liess verschiedene Fragen offen (siehe Punkte 1–6) und ba-
sierte auf Gefährdungsszenarien und Massnahmen, die nicht mehr dem heutigen Erkenntnisstand 
entsprechen. Auf Ende 2013 werden hierfür neue Vorgaben des Bundes erwartet. 
Eine AKW-Havarie ist nicht auszuschliessen, es bestehen reale Gefährdungsszenarien wie Natur-
ereignisse, Flugzeugabsturz, Flugzeugattentat (siehe Postulat Muntwyler, Grüne Bern 062-2013 
vom 12. 03. 13). Auch nach Abschaltung des AKW Mühleberg besteht die Gefahr wegen der einge-
lagerten abgebrannten Brennelemente während mindestens 7 Jahren weiter. Es muss alles getan 
werden, die Bevölkerung im Fall einer AKW-Katastrophe zu schützen. 
 
Antwort des Regierungsrats 
 
Der Regierungsrat nimmt die Besorgnis der Bevölkerung ernst und legt grossen Wert auf eine gute 
vorsorgliche Planung. Dabei ist in Betracht zu ziehen, dass die Aufgaben zwischen Bund, Kantonen 
und Gemeinden aufgeteilt sind und aufeinander abgestimmt werden müssen. Bei einer Havarie im 
Kernkraftwerk Mühleberg, aber auch in einem anderen schweizerischen oder im nahen Ausland 
gelegenen Kernkraftwerk muss je nach Ausmass davon ausgegangen werden, dass die zum 
Schutz der Bevölkerung zu treffenden Massnahmen die Kapazitäten und Kompetenzen eines ein-
zelnen Kantons erheblich übersteigen können. Jeder schwere Vorfall bedingt eine Koordination und 
Führung durch die Bundesbehörden, eine Unterstützung mit Bundesmitteln und eine Hilfestellung 
anderer Kantone oder benachbarter Länder. Die Umsetzungsplanungen müssen daher koordiniert 
sein und den Vorgaben des Bundes entsprechen. 
Für die Beantwortung der einzelnen, in der Motion aufgeworfenen Fragen verweist der Regierungs-
rat auf seine Antworten zum Postulat (P 098-2011) Heuberger vom 18. Mai 2011 (RRB 875/2011) 
betreffend «Medizinische Vorkehrungen bei AKW-Havarie Mühleberg». Eine umfassende Beantwor-
tung erfolgte zudem im Rahmen des Berichts des Regierungsrates an den Grossen Rat vom 3. Juli 
2013 zum genannten Postulat. 
Seither hat sich die Situation kaum verändert. Die vom Bund per Ende 2013 in Aussicht gestellten 
Massnahmen und Vorgaben liegen noch nicht vor. So wurde etwa die Vernehmlassung der vom 
Eidgenössischen Nuklearsicherheitsinspektorat (ENSI) durchgeführten Überprüfung der Referenz-
szenarien zur Planung der Notfallschutzmassnahmen erst Anfang Februar 2014 abgeschlossen und 
die Überprüfung des Zonenkonzepts durch das ENSI ist nach wie vor in Erarbeitung. Diese Grund-
lagenarbeit muss abgeschlossen sein, bevor darauf aufbauende Planungen erstellt und Massnah-
men definiert werden können. Das vom Bundesamt für Bevölkerungsschutz (BABS) in Zusammen-
arbeit mit den Kantonen erarbeitete Konzept für grossräumige Evakuierungen liegt derzeit in Form 
eines Berichts vor, enthält jedoch noch keine verbindlichen Vorgaben für die Kantone. 
Im Kanton Bern sind die Schutzmassnahmen, gestützt auf die gültigen gesetzlichen Vorgaben des 
Bundes, umgesetzt. Ein Evakuationskonzept für die Zone 1 ist vorhanden, für die Zone 2 sind ge-
mäss heutigem Konzept keine Evakuationen vorgesehen. Sobald die vom Bund in Auftrag gegebe-
nen Überprüfungen der Szenarien und die damit verbunden Anpassungen der Gesetze vorliegen, 
wird der Kanton Bern im Rahmen seiner Umsetzungsverantwortung zusätzliche Schutzmassnah-
men prüfen und wenn nötig umsetzen. Sollten die neuen Referenzszenarien dagegen keine weite-
ren Schutzmassnahmen nötig machen, können die Umsetzungsarbeiten des Regierungsrates ge-
mäss den heute geltenden Vorgaben als abgeschlossen betrachtet werden. 
In diesem Sinne ist der Regierungsrat bereit, den in der Motion enthaltenen Auftrag zur Überarbei-
tung der Vorkehrungen für den Bevölkerungsschutz als Prüfauftrag entgegen zu nehmen sobald die 
Bundesvorgaben vorliegen. Die Erarbeitung der Umsetzungsplanung und die Berichterstattung an 
das Parlament dürften aus Sicht des Regierungsrats bereits zu erheblichem Zusatzaufwand führen. 
Dies gilt voraussichtlich auch für die Umsetzung selber, es wird insofern auch aufzuzeigen sein, wie 
die entsprechenden Massnahmen via Verursacher abgegolten werden können. 
Der Regierungsrat beantragt: 
Annahme als Postulat  
 
 
Präsidentin. Nous passons donc à l’affaire no 67, motion du PS-JS-PSA, «Protection de la popula-
tion en cas d’accident à Mühleberg». Mme Marti a la parole. – Vous ne vous êtes pas annoncée, 
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Mme Marti.  
 
Ursula Marti, Bern (SP). Als ich mich im letzten Herbst mit dem Bericht zu den medizinischen Vor-
kehrungen bei einer AKW-Havarie auseinandersetzte, bin ich erschrocken. Aber der Grund war 
nicht in erster Linie die medizinische Vorsorge, sondern die vielen Lücken unseres Bevölkerungs-
schutzes, insbesondere bei der Evakuationsplanung und bei der Notversorgung. Erschreckt hat 
mich, dass man von veralteten Gefährdungsszenarien ausgeht. Dieser Bericht hat mehr Fragen 
aufgeworfen als beantwortet. Wer kann bei einer AKW-Havarie nicht evakuiert werden? Was pas-
siert mit diesen Menschen? Wie sehen die konkreten Schutzmassnahmen aus, wie der Zeitrahmen 
und die Örtlichkeiten? Die Antworten auf diese Fragen waren häufig sehr unbestimmt und endeten 
oft mit dem Satz: «Das Konzept liegt noch nicht vor» oder «Diese Massnahme ist noch nicht vorbe-
reitet».  
Daher haben wir diese Motion eingereicht. Wir wollen, dass die fehlenden Konzepte und die not-
wendigen Vorbereitungen ohne Verzug an die Hand genommen werden. Wir halten die Schutz- und 
Rettungsmassnahmen im Fall einer Havarie für unzulänglich und nicht dem heutigen Wissensstand 
entsprechend. Vor allem fehlt die Evakuationsplanung für die Zone 2. Es fehlen Aufnahmeorte, Pla-
nungen, Bereitstellung von Material und Personal und auch ein Informationskonzept für die Bevöl-
kerung. 
Zudem haben wir den Eindruck, dass man die Möglichkeit einer Havarie zu wenig ernst nimmt. Eine 
Havarie ist aber nicht auszuschliessen. Naturereignisse wie Erdbeben, aber auch Flugzeugabsturz, 
Flugzeugattentat, Risse oder andere Schäden liegen im Bereich des Möglichen. Zudem wird die 
Gefährdung nach der Abschaltung des AKW – gemäss BKW 2019 – noch mindestens sieben weite-
re Jahre andauern, bis die Brennelemente eingelagert sind. Der Handlungsbedarf besteht also auch 
noch nach der Abschaltung. Es wird immer wieder darauf verwiesen, dass man noch auf neue Vor-
gaben des Bundes warte. Das anerkenne ich. Es ist ein Problem, und ich möchte den Regierungs-
rat bitten, zu insistieren, dass diese Vorgaben nun wirklich kommen. Sie waren bekanntlich für 2013 
angekündigt. Trotzdem hat der Kanton den Auftrag, für diese Schutzmassnahmen zu sorgen. Er 
muss sich um diese Verbesserungen bemühen und dort, wo Lücken bestehen und Massnahmen 
nicht mehr dem heutigen Wissensstand entsprechen, eingreifen. Daher bitte ich Sie, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, diesen Vorstoss zu unterstützten. Ich bin bereit, ihn in ein Postulat zu wandeln, 
damit er hoffentlich mehrheitsfähig wird. 
 
Thomas Fuchs, Bern (SVP). Dieser Vorstoss wird auch durch eine Umwandlung nicht besser. Ich 
kann es vorweg nehmen: Seitens der SVP wird er auch als Postulat abgelehnt. Ich nehme den Mo-
tionären ihre Besorgnis nicht eins zu eins ab. Es ist vielmehr ein Ur-Wahlkampfthema: AKW, AKW 
und noch einmal AKW. Man bewirtschaftet dieses Thema, man macht Volksabstimmungen, und 
weil man dort nicht durchkommt, probiert man hier weiter. Man macht den Menschen Angst. Man 
möchte Konzepte möglichst verschicken, damit die Menschen danach noch verunsicherter sind. 
Man weiss nun, dass das AKW im Jahr 2019 abgestellt wird, und weil man bis dann wahrscheinlich 
kein Konzept zum Verschicken hat, spricht man nun von den Brennstäben, die dann noch sieben 
Jahre bleiben. Danach will man wahrscheinlich die Leute informieren, wie sie sich verhalten müss-
ten. Man hat bis 20 Kilometer Radius um das Kernkraftwerk Jodtabletten verschickt. Wer hat diese 
heute noch zur Hand? Wer weiss noch, wo sie sind? Wer hat sie schon gegessen? Das wissen wir 
alles nicht. Nun spricht man davon, Jodtabletten bis 50 Kilometer zu verschicken, und hat das Ge-
fühl, die Menschen wüssten dann, was sie damit machen sollen. Man muss es wahrscheinlich etwa 
in 20 Sprachen übersetzen, damit alle wissen, was sie zur richtigen Zeit und am richtigen Ort tun 
sollen. 
Wir sind der Meinung, das sei eine Panikmache par excellence, die hier die Grünen, die Sozialde-
mokraten und weitere linke Kreise probieren. Fakt ist, dass gemacht wurde, was nötig ist. Was noch 
fehlt, ist auf Stufe Bund am Laufen, und wenn das klar ist, werden selbstverständlich die notwendi-
gen Schritte unternommen. Aber am Stand heute gibt es nichts zu ändern. In diesem Sinn ist auch 
die Postulatsforderung obsolet, und darum sagen wir hier klar Nein. 
 
Pierre Amstutz, Corgémont (Grüne). Mon groupe soutient unanimement cette motion sous la for-
me d’un postulat. Ce n’est probablement pas par hasard que deux femmes soient à l’origine de cet-
te motion, transformée en postulat. Les femmes savent de quoi elles parlent quand elles pensent à 
la vie. Tchernobyl, Fukushima, vous me direz qu’il s’agit de vieilles histoires et qu’on a déjà oublié. 
Ces deux terribles catastrophes ont démontré ceci: on n’élimine pas les risques en faisant aveu-
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glément confiance à la technique. L’opacité, le silence ou la désinformation caractérisent l’industrie 
nucléaire, que ce soit sur le plan de l’exploitation des centrales ou de la gestion d’un accident ma-
jeur. Un état de panique et de désorganisation totale s’installe sitôt après un accident. Le boulever-
sement est total, les dégâts incommensurables. Les victimes vivent un état de stress, d’incertitude 
par rapport aux mesures prévues et par rapport à celles qui sont effectivement prises. Tous ces 
éléments plaident en faveur d’une planification très sérieuse des secours. Tant qu’existeront les 
centrales nucléaires, la menace d’un accident planera, telle une épée de Damoclès au-dessus de 
nos têtes. La meilleure protection sera toujours la fermeture effective, rapide et le démantèlement 
des centrales nucléaires. Il reste évidemment encore la gestion des déchets. Ceci constitue une 
autre affaire, elle aussi très sérieuse, non résolue après pourtant quarante ans d’exploitation des 
centrales nucléaires. En conclusion, étant donné que la Confédération doit encore publier les mesu-
res et les directives promises à la fin 2013, étant donné que cette publication et ces directives sont 
liées à la procédure de consultation menée par l’IFSN, terminée en février 2014, le groupe des 
Verts comprend la position du gouvernement, va accepter le postulat et vous invite à en faire de 
même.  
 
Andreas Hofmann, Bern (SP). Die SP-Fraktion bittet Sie, das Postulat zu überweisen. Wie Ursula 
Marti war ich im letzten Herbst in der Kommission «Medizinische Vorkehrungen bei AKW-Havarie 
Mühleberg». Genau wie sie bin ich erschrocken über die Tatsache, dass vor allem beim Bund völli-
ge Konfusion herrscht, was man tun soll, wenn in Mühleberg etwas geschieht. Ich habe die Welt 
nicht mehr verstanden, als ich das hörte. Bisher sagte man einfach, man solle in den Keller gehen, 
wenn etwas passiert. Das hat man im Zweiten Weltkrieg auch schon gemacht und überträgt es nun 
auf AKW-Vorfälle. Doch das ist jetzt natürlich vorbei, weil sich neuere Erkenntnisse ergeben haben. 
Nach Fukushima müssen grössere Menschenmengen evakuiert werden. Das ist eine völlig neue 
Situation. Wir werden noch sehen, was es für Auswirkungen hat. 
Bei diesem extremen Meinungsumschwung der Experten wird mein Vertrauen in Experten natürlich 
auch nicht gerade gestützt. Wir haben schon hundertmal in diesem Saal gehört, dass die Experten 
ihre Sache verstehen und erklären, wie es ist. Wir vertrauen auf sie, und ich weiss nicht, ob wir das 
Vertrauen nach solchen Vorgängen noch aufrechterhalten können. Beim Kanton herrschte keine 
Konfusion, weil sich der Kanton gar nicht zuständig fühlte. Er hat einfach auf die Vorgaben des 
Bundes gewartet. Auf diese warten wir seit Herbst 2013. Sie wurden angekündigt. Bisher habe ich 
noch nicht gehört, dass sie eingetroffen sind. Vielleicht kann uns Herr Käser in seinem Votum auf-
klären, ob sie unterdessen eingegangen sind.  
Die Jahre 2014 bis 2019 werden die gefährlichsten Jahre des AKW Mühleberg sein. Somit besticht 
das Argument, es gehe ja nicht mehr lange, hier nicht. (Die Präsidentin läutet die Glocke.) 
Ich nenne zwei Gründe, weshalb diese Jahre die gefährlichsten sind. Einerseits gibt es eine gene-
relle Badewannenkurve: Beim Einschalten ist es gefährlich. Dann wird es relativ ungefährlich, und 
gegen das Ende der Lebensdauer wird es wieder gefährlich. Dies ist generell so. Bei Mühleberg 
kommt noch hinzu, dass das Eidgenössische Nuklearsicherheitsinspektorat (ENSI) wahrscheinlich 
wieder nachgeben wird. Es wird wahrscheinlich die angekündigten und sehr wichtigen Nachrüs-
tungsmassnahmen nicht vollständig durchsetzen und damit argumentieren, 2019 wird bekanntlich 
abgeschaltet, also könne man das wirtschaftlich nicht mehr verantworten. Dazu kommt, dass die 
abgebrannten Brennstäbe nach 2019 noch jahrelang in Mühleberg verbleiben werden, und gerade 
in Fukushima hat man gesehen, dass sogar ein Reaktor, der schon lange abgestellt war, noch zu 
einer sehr grossen Gefahr werden konnte. Also ist es im Jahr 2019 noch nicht fertig damit. 
 
Markus Wenger, Spiez (EVP). Auch ich durfte in der Kommission mitwirken, die diesen Bericht zur 
Havarie in Mühleberg im letzten Jahr vorbereitet hat. Interessanterweise erlebte ich die Situation 
etwas anders als meine Vorredner. Ich gewann den Eindruck, dass die zuständigen Leute in unse-
rem Kanton ein fundiertes Wissen im Umgang mit den Gefahren von Mühleberg haben und dass sie 
auf die wesentlichen Fragen gut vorbereitet sind. Trotzdem sind natürlich die sechs von Ursula Marti 
nun als Postulat aufgeworfenen Fragen genau solche, die wir nie endgültig beantworten können. 
Solange das AKW Mühleberg ein Gefahrenpotenzial in sich birgt, müssen wir uns mit diesen Fragen 
rollend und wiederkehrend auseinandersetzen. Vermutlich hat es auch die Regierung so beurteilt, 
als sie dem Vorstoss als Postulat zustimmte. Man kann nicht gegen diese Fragen und Massnahmen 
sein, solange wir eine solche Gefahr haben. Im Wissen darum, dass man viele Dinge nicht statisch 
lösen kann, werden wir daher diesem Vorhaben als Postulat zustimmen. Es ist Aufgabe der Ver-
antwortlichen, der Situation in immer wiederkehrendem Führungsrhythmus von Lagebeurteilung, 
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Entscheidungsfindung und Massnahmenanordnung gerecht zu werden. Nichts hindert uns daran, 
diese Absicht heute mit einem Postulat zu bekräftigen. 
 
Bernhard Riem, Iffwil (BDP). Zur Vorgeschichte: Wir haben diesen Bericht im letzten Jahr mit 127 
gegen 0 Stimmen bei 4 Enthaltungen genehmigt, wenn ich mich richtig erinnere. Wir haben zur 
Kenntnis genommen, dass umfangreiche Planungen und Vorgehensweisen definiert sind, die bei 
einem Unglück in einem Kernkraftwerk zum Einsatz kommen, und ich habe es nicht als so drama-
tisch empfunden, wie es Res Hofmann vorhin dargestellt hat. Das Postulat nimmt ein Thema auf, 
das momentan bei den Bundesstellen überprüft und je nach Ausgang zu einer neuen Umsetzungs-
planung führen wird. Gemeint ist insbesondere die neue Beurteilung der Evakuierungen ausserhalb 
des engsten Rayons eines Kernkraftwerks. Wenn die zuständigen Bundesstellen tatsächlich zum 
Schluss kommen, dass nicht mehr primär Zivilschutzanlagen vorgesehen werden sollen, sondern 
grossflächigere Evakuierungen, dann hat das natürlich erhebliche Auswirkungen auf die Planungen. 
Die Forderung des Postulats ist in diesem Punkt klar: Der Regierungsrat soll beim Vorliegen dieser 
neu ausgearbeiteten Erkenntnisse schnellstmöglich die Vorkehrungen auf den neuesten Stand 
bringen.  
Dazu hat der Regierungsrat in der Diskussion des Berichts wie auch in der Antwort klar gesagt, 
dass er die Umsetzungsverantwortung der neuen Vorgaben wahrnehmen will. Er hat gar keine 
Wahl: Er muss sie wahrnehmen! Aber er muss dies in Koordination mit dem Bund und mit den an-
dern Kantonen tun. Der Regierungsrat hält fest, dass nach wie vor die gültigen gesetzlichen Vorga-
ben umgesetzt sind. 
Die BDP-Fraktion erwartet, dass mit den neuen Massnahmen auch nicht übertrieben wird, zum Bei-
spiel mit den enormen Kosten für die Abgabe von Jodtabletten. Wir erachten das als unverhältnis-
mässig und vor allem auch für ineffizient. (Die Präsidentin läutet die Glocke.) Die BDP kann diesen 
Vorstoss als Postulat grossmehrheitlich unterstützen. Ihre Begeisterung hält sich aber in Grenzen. 
 
Urs Muntwyler, Bern (Grüne). (Die Präsidentin bittet um Ruhe im Saal.) Ich verstehe sehr gut, 
dass Herr Riem nicht begeistert ist, denn das Thema begeistert uns nicht mehr so. Das ist immer 
am Schluss der Fall, wenn ein technisches Gerät ans Ende seiner Lebensdauer kommt. Beim Be-
trieb technischer Geräte sollte man immer alle Konsequenzen bedenken: Der Worst Case ist zu 
berücksichtigen. Das ist beim AKW Mühleberg noch einige Jahre der Fall, und deshalb wird uns das 
Thema noch einige Jahre beschäftigen, ob uns das nun passt oder nicht. Unverständlich ist für 
mich, dass das ENSI immer länger braucht, als es sollte. Dort ist man immer in Verzug. Und nervös 
macht mich das speziell beim ENSI, weil der Direktor ja einmal gesagt hat, sie würden zeigen, dass 
die schweizerischen AKW sicher sind. Das ist, als ob ich mit einem vierzigjährigen Auto zur Motor-
fahrzeugkontrolle ginge und man mir dort sagen würde, man zeige jetzt, dass das vierzigjährige 
Auto von Herrn Muntwyler sicher ist. Das ist nicht der richtige Ansatz, weder bei Autos noch bei 
Flugzeugen oder ähnlichen Dingen. Man muss da vorsichtig sein und alle Konsequenzen beden-
ken.  
Deshalb ist es wichtig, dass man das weiter im Auge behält, wie die Regierung vorschlägt. Insbe-
sondere gilt dies, weil man beim Bund trödelt. Nervös macht mich auch, dass die AKW-Betreiber 
offensichtlich etwas renitent sind und nicht wirklich merken, worum es geht. Was wir wieder über die 
Diskussion um die Jodtablettenabgabe lesen müssen, gibt mir manchmal das Gefühl, es fehle jenen 
Leuten ein bisschen das Einfühlungsvermögen bei der ganzen Problematik. Sie sollten das einmal 
mit ihrer PR-Abteilung besprechen. Ich denke, das ist keine Art, mit diesem Problem umzugehen. 
Besser macht es die Regierung, die vorschlägt, dass man das Verursacherprinzip auch bei den 
Kosten anwendet, wie man das überall machen muss. Wir müssen von irgendwelchen lustigen 
Quersubventionierungen wegkommen. Das ist passé. Heute muss man die Kosten auf den Tisch 
legen und die Konsequenzen bedenken, damit man die Sache sehenden Auges betreiben kann, 
auch wenn die Konsequenzen sehr gravierend sind. Gerade deshalb muss man eine solche Vor-
sorgeplanung machen. Daher bitte ich Sie, dieses Postulat zu unterstützen. Dieses Votum hielt ich 
anstelle von Frau Lüthi. 
 
Präsidentin. Y a-t-il encore des intervenants de groupes? – M. Müller pour le PLR. 
 
Philippe Müller, Bern (FDP). Es ist gut und wichtig, dass man sich Gedanken macht, was in Notfäl-
len und Ausnahmesituationen passiert, und es ist egal, ob es um ein Umweltereignis, ein Hochwas-
ser, einen Sturm oder ein Zivilisationsereignis geht. Gefordert sind in solchen Situationen Institutio-
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nen wie die Feuerwehr, die Polizei, die Armee usw. Institutionen also, die sonst nicht immer in der 
Gunst der motionierenden Parteien SP und Grüne stehen. Es gibt ja sogar Parteien, die im Partei-
programm einen Teil dieser Institutionen abschaffen. Wie also muss man sich diesen Vorstoss er-
klären? Er wurde im Zusammenhang mit den Wahlen und mit der Mühlebergabstimmung einge-
reicht. Die Junisession ist ja auch ein bisschen ein «Aufwischer» für alle Wahlkampfmotionen der 
SP und der Grünen. Dies ist nun schon die dritte, die wir diese Woche diskutieren. Sie werden dann 
zum Postulat abgeschwächt, damit man sein Gesicht einigermassen wahren kann. Es ist ja nicht so, 
dass sich die Regierung des Kantons Bern über solche Ereignisse noch nie Gedanken gemacht 
hätte. Das sagt auch die Regierung in ihrer Antwort. Es gab schon mehrere Vorstösse zu diesem 
Thema, und der letzte Bericht der Regierung datiert vom Juli 2013, ist also weniger als ein Jahr alt. 
Sogar die Regierung stellt dazu lakonisch fest: «Seither hat sich die Situation kaum verändert.» 
Dies ist eine nette Art zu sagen, dass der Vorstoss überflüssig ist. Man kann diesem Vorstoss als 
Postulat zustimmen. Ich bitte sie aber, diesen dann gleichzeitig abzuschreiben. Das ist unser An-
trag. 
 
Präsidentin. Y a-t-il quelqu’un qui aimerait prendre la parole en tant qu’intervenant de groupe? – 
Ce n’est pas le cas. Des intervenants à titre personnel? – Ce n’est pas non plus le cas. Mme Marti 
ne veut plus prendre la parole. M. le directeur, c’est à vous.  
 
Hans-Jürg Käser. Polizei- und Militärdirektor. Ich möchte in aller Deutlichkeit festhalten, dass 
sich die Regierung sehr bewusst ist, dass solche Notfallkonzepte greifen müssen. Zudem ist absolut 
klar, dass ein Notfallkonzept existiert. Aber dieses Notfallkonzept ist natürlich aus der Zeit vor Fu-
kushima, und das ist ein Problem. Aber das ist vor allem ein Problem des Bundes. Das haben wir in 
unserer Antwort deutlich dargestellt. Am Schluss der ersten Seite der Regierungsantwort können 
Sie lesen, dass ein Bericht des Bundes vorliegt. Dieser enthält jedoch noch keine verbindlichen 
Vorgaben für die Kantone.  
Gestützt auf die gesetzlichen Vorgaben des Bundes, sind die Schutzmassnahmen im Kanton Bern 
umgesetzt. Das ist richtig. Ein Evakuationskonzept für die Zone 1 ist vorhanden, für die Zone 2 ist 
gemäss heutigem Konzept keine Evakuation vorgesehen. Zudem ist es sehr wohl so, wie Herr 
Grossrat Hofmann sagt: Auch wenn Mühleberg 2019 abgestellt wird, bleibt der Reaktor noch einen 
Moment dort, und dieser Moment kann relativ lange dauern. Daher ist es für die Regierung absolut 
klar, dass sie das Konzept anpassen muss. Aber sie ist darauf angewiesen, dass der Bund definiert, 
in welchem Rahmen dieses Konzept angepasst werden muss. Somit ist klar, dass die Regierung 
und die POM, die dieses Konzept in der Federführung bearbeitet, mit grossem Interesse die Ent-
wicklung auf Bundesebene verfolgen.  
Diese Diskussion haben wir im Übrigen auch schon in der Regierung geführt. Im letzten Abschnitt 
der Regierungsantwort steht denn auch, dass die Erarbeitung der Umsetzungsplanung und der Be-
richterstattung an den Grossen Rat zu erheblichem Zusatzaufwand führen wird. Es ist klar, dass 
man eine solche Arbeit nicht einfach so «mir nichts, dir nichts» machen kann. Aber sie ist wichtig, 
und sie hat einen hohen Stellenwert. Das ist gar keine Frage. 
Die Umsetzung selber hat ebenfalls Kostenfolgen, und da werden wir aufzeigen, wie die entspre-
chenden Massnahmen abgegolten werden müssen. Es gibt ja einen Betreiber des Kraftwerks, und 
es gibt einen Fonds für den Rückbau. Das muss alles aufgezeigt werden. Deshalb könnte ich mir 
gut vorstellen, dass der Antrag der Regierung, diese Motion als Postulat anzunehmen, in die richti-
ge Richtung weist, weil dies eben zeigt, dass wir daran sind und dass es ein wichtiges Geschäft ist. 
Selbstverständlich ist es der Regierung wichtig, dass die Bevölkerung ruhig schlafen kann. 
 
Präsidentin. Nous passons au vote de cette motion qui a été transformée en postulat. M. Müller du 
PLR a demandé le classement. Nous allons d’abord voter sur le postulat et ensuite sur le classe-
ment. Ceux qui acceptent ce postulat votent oui, ceux qui refusent votent non.  
 
 
Abstimmung  
 
Der Grosse Rat beschliesst: 
Annahme als Postulat 
Ja 93 

Nein 44 
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Enthalten    1 

 
Präsidentin. Vous avez accepté ce postulat. Nous passons maintenant au vote sur le classement 
de ce postulat. Ceux qui acceptent le classement votent oui, ceux qui le refusent votent non. 
 
Abstimmung (Abschreibung) 
 
Der Grosse Rat beschliesst: 
Annahme 
Ja 81 

Nein 55 

Enthalten    0 

 
Präsidentin. Vous avez accepté le classement de ce postulat. Nous prenons congé de M. le direc-
teur de la police. J’aimerais bien que vous écoutiez, ceux qui ne savent pas très bien le français 
sont priés de mettre les oreillettes, j’ai des informations assez importantes à vous communiquer. 
Comme vous avez pu le remarquer, nous avons bien avancé dans notre programme et comme cer-
tains directeurs sont occupés demain, nous ne pouvons pas continuer. Cela va se passer ainsi: 
demain matin, nous n’avons pas de session. Le secrétariat du Grand Conseil enverra un e-mail à 
tous les membres, mais comme vous le savez, mieux vaut un double mail, avertissez donc vos ca-
marades de groupe pour les avertir que nous n’avons pas de session demain matin. Nous com-
mencerons demain après-midi à 13h30, comme d’habitude, jusqu’à 15 heures. Ensuite, à 
15 heures, ceux qui se sont annoncés sont les bienvenus à Epsach. Nous allons aujourd’hui com-
mencer avec la Direction de la santé publique et des affaires sociales, car il n’y a que deux motions, 
mais je ne pense pas que nous pourrons finir. Demain nous aurons la Direction de la justice, des 
affaires communales et des affaires ecclésiastiques. Peut-être que nous aurons fini un peu plus tôt 
demain après-midi, si nous n’avons pas fini, nous continuerons un peu plus longtemps. J’aimerais 
classer ces deux Directions. Tous les membres du Bureau auront leur séance demain matin de 11 
heures à midi. Demain à midi, il y a également des manifestations auxquelles plusieurs d’entre vous 
se sont annoncés. Je prie les personnes qui se sont annoncées de faire l’effort d’y aller, et ceci par 
respect pour les personnes qui organisent ces manifestations. Nous saluons M. le directeur de la 
santé publique et de la prévoyance sociale.  
 

 

 

 


